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Im Jahr 1989 war der Kommunismus seit langem schon ein  
erloschener Stern, und das Licht, das wir von ihm empfingen, 
war nur noch Schatten: ein nächtliches, eisiges Licht.
Jorge Semprun1 

1	 Jorge Semprun, „Europas Linke ohne Utopie“, Frankfurt / M. 2003, 174.



Vorwort

Als das vermeintlich so fest gefügte sowjetische Imperium im 
Jahre 1989 auseinanderbrach, zeigte sich alle Welt überrascht, 
erstaunlicherweise. Dabei kam dieser Zusammenbruch keines-
wegs plötzlich. Er verlief vielschichtig und facettenreich. Mit der 
Berliner Mauer fiel am 9.  November nur der Schlussstein des 
maroden Gebäudes. Selbst Jahrzehnte danach hat dieses Gesche-
hen an Dramatik kaum etwas eingebüßt. Es trug sich damals zu 
wie ein Wunder, denn die Mauer brach zu derselben nächtlichen 
Stunde sowohl im Norden Berlins als auch im Süden der Stadt. 
Und es geschah spontan und gewaltlos, allein durch den unbän-
digen Willen der Menschen. 

In diesem Buch wird der spannungsreiche Niedergang der 
zweiten Diktatur in Deutschland anhand dokumentierter Zeit-
geschichte vorrangig der Jahre 1986 bis 1990 beschrieben. Das 
geschieht aus der Sicht eines Zeitzeugen und zugleich partiell 
Beteiligten. Dabei werden Geschichte und Vorgeschichte der 
aus dem Berliner Raum wirkenden „Bürgerbewegung Demokra-
tie jetzt“ (Dj2) erzählt. Mit dieser thematischen Einschränkung 
soll der Blick auf das historische Gesamtbild des Geschehens in 
der DDR aber keineswegs verstellt werden. Es ist vielmehr be-
absichtigt, den außerordentlich komplexen und konfliktreichen 
Hergang punktuell zu erhellen. Dabei wird die realsozialistische 
Lebenswirklichkeit am Handeln selbstwertbewusster Menschen 

2	 Anstelle des ursprünglichen, aktionsbetonten Dj wurde bald auch der Gebrauch 
von DJ üblich.
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und an ihrem Suchen nach einer lebenswerten Welt darge-
stellt. Erzählt wird das Werden, das Wachsen und das Reifen 
von Opposition im System DDR und der Widerstand dagegen. 
Letztendlich geht es um das Verständnis der mit so ungleichen 
Mitteln geführten Auseinandersetzung der Opponenten. Wi-
derspruch gab es zunächst vor allem im kirchlichen Raum, aber 
nicht nur dort. Selbst in der Bevölkerung war er tief verwurzelt. 
Er war nur nicht so spektakulär sichtbar, und er blieb dort auch 
lange Zeit nahezu unbemerkt. Er wuchs aber gleichsam wie ein 
Tsunami, und er riss die anfangs noch kleine Opposition mit 
sich fort, bis plötzlich die Mauer fiel und am Ende die deutsche 
Einheit vollzogen war.

„Demokratie jetzt“ war 1989 aus der kirchlichen Initiative 
„Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung“ entstanden, die 
sich seit 1987 mit brisanten Anträgen an Synoden der evange-
lischen Kirche in den von der SED kategorisch beanspruchten 
politischen Raum gewagt hatte. Gerade diese Vorgeschichte 
muss erzählt werden, denn ohne sie bliebe das Selbstverständnis 
von Dj unverstanden. Es ist nicht unwichtig zu erwähnen, dass 
ich erst seit Mai 1989 zum Initiativkreis „Absage an Praxis und 
Prinzip der Abgrenzung“ gehörte und nur an seinem politischen 
Wandel zur „Bürgerbewegung Demokratie jetzt“ und an den Ak-
tionen von Dj beteiligt war. Bis dahin hatte ich es vermieden, 
den kirchlichen Raum politisch zu nutzen. Für das Verständnis 
und meine Beurteilung dieser Zeit sind meine persönlichen Er-
fahrungen einer vierzigjährigen DDR-Wirklichkeit maßgebend. 
Das direkte Erleben, am 13.  August  1961 in Berlin einfach ein-
gesperrt und der persönlichen Freiheit weitestgehend beraubt 
worden zu sein, d. h. über den eigenen Lebensweg nicht mehr 
selbstbestimmt entscheiden zu können, und der Jahrzehnte 
währende DDR-Alltag haben mich – wie auch jeden andern im 
Lande – geprägt. Wohlgemerkt, um eigene Befindlichkeiten geht 
es hier aber ausdrücklich nicht. 

Das Buch versucht anhand von (teils als Dokumente bei-
gefügten) Originalquellen das SED-System strukturell und in 
seiner alltäglichen Machtausübung verständlicher zu machen, 
und es wendet sich dabei gegen die vielfältig anzutreffenden 
Verharmlosungen, Fehldeutungen und auch Fälschungen. Es ist 
ein Beitrag zur Zeitgeschichte, der vom Geschehen her urteilt. 
Zum genaueren Verständnis dieses Geschehens wird nach der 
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Quellenangabe das geschichtliche Umfeld DDR beschrieben, zu-
nächst aus globaler Sicht, um dann die SED-Herrschaft als Folge 
raffinierter strategischer Planungen der Stalinschen Machtpoli-
tik begreifbar zu machen. Die eigentliche Oppositionsgeschichte 
beginnt im dritten Kapitel. Sie kann für sich allein gelesen wer-
den. Mit dem geschichtlichen Vorspann soll vor allem dem Le-
ser, der das realsozialistische Regime nicht aus eigenem Erleben 
erfahren hat, der Zugang zu den komplexen Prozessen erleich-
tert werden. Beschrieben wird darin, wie ausgeklügelt die sow-
jetisch geprägte Macht organisiert war, was zwar ihren Bestand 
garantieren sollte, letztlich aber der Grund für ihren Untergang 
gewesen ist. – Die Fußnoten dienen der Vereinfachung des Tex-
tes, die Referenzen der Nachvollziehbarkeit der Aussagen; Letz-
tere zeigen zuweilen auch, was der Staat von seiner Opposition 
insgeheim wusste.
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Die Quellen

In einer Diktatur findet oppositionelles Handeln in einer Grup-
pe weitgehend abgeschirmt von der Öffentlichkeit statt. Das 
geschieht nicht nur aus Gründen der Sicherheit der beteiligten 
Personen, paradoxerweise kann das sogar die Chancen des er-
strebten Erfolges befördern. Dieses Vorgehen setzt nicht nur 
unbedingtes persönliches Vertrauen unter allen ihren Mitglie-
dern voraus, sondern absolute Verlässlichkeit und Verschwie-
genheit. Deshalb sind aussagefähige schriftliche Quellen zu den 
Aktionen selbst und über deren Zustandekommen rar. Manche 
Botschaften standen gar „zwischen den Zeilen“. Sie wurden von 
den Absendern sicherheitshalber „verpackt“, von den Adressa-
ten sind sie aber sehr wohl verstanden worden. Das hat Außen-
stehende freilich zu irritieren vermocht. – Und es gibt überdies 
auch keine dem Ministerium für Staatssicherheit (MfS) aus der 
Gruppe selbst gelieferten Berichte, denn Dj hatte als einzige der 
größeren, politisch aktiven Gruppen keine inoffiziellen Mitar-
beiter des MfS (IM) in ihren Reihen. Soweit jedenfalls war diese 
Oppositionsgruppe in ihren Aktionen eigenständig.

Falls sich Quellen auf die persönliche Sphäre von Akteuren 
beziehen, hat die Wahrung von Persönlichkeitsrechten gegen-
über einer detailgetreuen Berichterstattung natürlich immer 
Vorrang. Das trifft jedoch nicht auf die Namen von Personen der 
Zeitgeschichte zu und ebensowenig auf deren geschichtsträch-
tiges Wirken, wenn es sich für das Verständnis der hier betrach-
teten historischen Zusammenhänge als unbedingt notwendig 
erweist.

1
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Als Quellen dienten Akten aus privaten Beständen von Ak-
teuren,3 teils Samisdat-Schriften4 aus ihrer Hand, ihre freige-
gebenen personenbezogenen Akten des MfS sowie klärende 
Gespräche mit einigen von ihnen. Bloße Erinnerungen wurden 
dabei nur sehr bedingt zu Rate gezogen. Genutzt wurden zu-
dem Akten des MfS selbst sowie Akten der „Stiftung Archiv der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv“ 
(SAPMO). Letztere sind dem Zentralkomitee der SED (ZK), hier 
seinem Politbüro und der Abteilung Kirchenfragen, sowie dem 
Staatssekretariat für Kirchenfragen zugeordnet. 

Von mir einst erstellte Radio-Mitschriften westlicher Sender 
erwiesen sich ebenfalls als hilfreich, das damalige Geschehen 
zeitnah zu bewerten.5 Sie beginnen in der Nacht vom 24. zum 
25.  November  1987 mit der Aktion des MfS gegen die in den 
Gemeinderäumen der Zionskirche arbeitende Umwelt-Biblio-
thek und enden Mitte Oktober 1989. Die DDR-Führung zeigte 
damals sowohl innen- wie auch außenpolitisch deutlich sicht-
bar Schwäche. Das nährte meine Hoffnung auf gesellschaftli-
che Veränderungen in der DDR, die ich dokumentieren wollte. 
Ich erwartete zu jener Zeit, dass das Land kontrolliert geöffnet 
werden würde, um sich der wirtschaftlichen Schwierigkeiten er-
wehren zu können, die mit den bis dahin geübten Praktiken m.E. 
nicht mehr beherrschbar waren. Ich dachte dabei aber nicht an 
eine große politische Bewegung oder gar an den schnellen Fall 
der Mauer. Die Stimmung der Menschen zu jener Zeit war eher 
resignativ. Niemand hätte es sich damals vorstellen können, dass 
derart dramatische Ereignisse geschehen könnten und dass die 

3	 Benutzt wurden die Akten von Stephan Bickhardt aus dem „Archiv Bürgerbe-
wegung Leipzig“ und die von Hans-Jürgen Fischbeck, Ulrike Poppe und Wolfgang 
Ullmann aus dem Archiv der „Havemann-Stiftung Berlin“. Der Bestand Bickhardt 
gibt dabei den umfassendsten Überblick zur Geschichte der Friedens- und Oppo-
sitionsbewegung des letzten Jahrzehnts der DDR. Darüber hinaus wurden private 
Akten von Ludwig Mehlhorn und weitere aus den privaten Beständen von Michael 
Bartoszek, Wolfgang Apfeld, Konrad Weiß sowie auch eigene benutzt. Biogramme 
der Akteure von Dj befinden sich am Ende des Buches. 
4	 Samisdat bezeichnet die inoffizielle Herstellung sowie Verbreitung nicht sys-
temkonformen Schrifttums schon im zaristischen Russland, in der Sowjetunion und 
auch in den anderen realsozialistischen Ländern.
5	 Sie erzählen auch, welche Informationen der Einzelne haben konnte, welchen 
Einflüssen er ausgesetzt war.
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Sowjetunion diese auch noch tolerieren würde. Diese Einschät-
zung galt, auf die DDR bezogen, auch unter Gorbatschow6 bis 
weit in das Jahr 1989 hinein.

Als Nicht-Historiker werde ich das Geschehen natürlich 
nicht fachspezifisch behandeln, und ich werde mich auch nicht 
genauer mit der Literatur auseinandersetzen. Ohne aber einer 
historischen Wertung vorgreifen zu wollen, gehe ich davon 
aus, dass mit der gewählten dokumentarischen Beschreibung 
von Handlungen ausgewählter Akteure wesentliche Aspekte 
der Zeitgeschichte richtig wiedergeben werden. Die genutzten 
Dokumente könnten zudem als Bereicherung unseres Wissens 
über das noch ungenügend bekannte Faktenmaterial dienen. Es 
wird gezeigt, wie das revolutionäre Geschehen durch das Zu-
sammenspiel von Personen, Gruppen und der oft unabhängig, 
aber massenhaft agierenden Bevölkerung verlaufen ist, denn 
alle diese Akteure waren durch ihre Lebenserfahrungen und 
durch den von Ost-Mitteleuropa ausgehenden Zeitgeist des 
Herbstes 1989 motiviert und haben sozusagen mit „kollektivem 
Bewusstsein“ gehandelt.[1] Dabei war die kleine und auch nur he-
terogen organisierte Opposition zunächst Katalysator und dann 
Zündfunke für das revolutionäre Geschehen. Erst das alles zu-
sammen machte den unerwarteten Erfolg dieser emanzipatori-
schen Bewegung möglich.

Die personenbezogene Darstellung jüngsten historischen Ge-
schehens mag vom Historiker kritisch bewertet werden. Doch 
bietet ihm die Auseinandersetzung mit dem aktiven Zeitzeu-
gen auch die Chance, Geschichte wirklichkeitsnah zu erzählen, 
denn schließlich ist sie nicht unwesentlich das Werk solcher 
Menschen. Die unterschiedliche Sozialisation der Mitglieder 
von „Demokratie jetzt“, d. h. ihr jeweiliger Familienhintergrund, 
die Arbeitswelt, die persönliche Interessenlage, die Freunde und 
überdies die vielseitigen und teils vertrauensvollen Beziehungen 
zu den Akteuren der anderen Gruppen, machen selbst eine so 
kleine Gruppe wie Dj zu einem repräsentativen Abbild der Le-
benswirklichkeit. Das gilt insbesondere, wenn es nicht um das 
ganz normale Leben in der DDR, sondern ausdrücklich um die 

6	 Michail S. Gorbatschow (*2.3.1931), 1985–1991 Generalsekretär der KPdSU, 
1990/91 Präsident der SU. 
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hier behandelten, politisch bedingten Schwierigkeiten mit ihm 
geht.

Ich werde für meine Untersuchungen aus dem besagten Zeit-
fenster von 1986 bis 1990 nur einen „vagabundierenden Blick“7 
wagen. Zeitliche Rückblenden sind dabei nicht ausgeschlossen, 
zum Verständnis sind sie oft sogar nötig. Für eine umfassendere 
Behandlung dieses komplexen Geschehens wären die Lebens-
geschichten mancher Akteure für die Geschichtsforschung von 
außerordentlicher Bedeutung. Aufschlussreiche Details würden 
nicht nur deren Handlungsmaximen verständlicher machen. Es 
würde auch das fein gesponnene Netz persönlicher Bindungen 
sichtbar werden, ohne das eine konspirativ arbeitende Opposi-
tion im Überwachungsstaat DDR erst gar nicht hätte wachsen 
können. Dazu gehört auch die äußerst sensible grenzüberschrei-
tende Kommunikation nach Ost und nach West. Die Materiali-
en der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und 
Folgen der SED-Diktatur in Deutschland“[2] erzählen davon. Ich 
werde mich auf diese meist auf Erinnerungen von Zeitzeugen 
bauenden Aussagen jedoch nicht berufen. 

Die mir zugänglichen Archive einzelner Akteure dieser Zeit 
zeigen weitaus deutlicher und eindrucksvoll lebensnah deren oft 
existenziell bedingten, geradezu kämpferischen Einsatz, nicht 
nur für das Recht der Menschen auf Freiheit und Selbstbestim-
mung; sie dokumentieren zugleich Ursachen und Symptome 
einer an Unfreiheit kranken Gesellschaft; sie zeigen, wie Texte 
entstanden sind, wie um sie gerungen wurde, wie Opposition 
wuchs und handelte. Diese Archive zeigen auch, dass die Bin-
dung an eine Gruppe selbstverantwortete eigene Aktionen Ein-
zelner keinesfalls ausschloss. Letztere motivierten nicht selten 
die ganze Gruppe. Ein Gesamtbild des Geschehens ergibt sich 
aber erst durch Zusammenfügen der vielen, nur selten vollstän-
dig gegebenen Fakten. Die ganze komplexe Wirklichkeit lässt 
sich selbst dann nur schwer erahnen, denn sie wird von jedem 
Einzelnen, bedingt durch dessen eigene Lebenserfahrungen, 
auch noch unterschiedlich wahrgenommen. 

Die Machtstrukturen des realsozialistischen Systems DDR, 
der geschichtliche Prozess ihrer Planung durch die kommunis-
tischen Eliten im Moskauer Exil bereits vor Ende des Zweiten 

7	 Ein Begriff der Sozialforschung.
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Weltkrieges, die Übernahme und der Ausbau der Macht in den 
von der Roten Armee eroberten Ländern Ost-Mitteleuropas 
und auch deren kategorische Verteidigung gegen alle „konter-
revolutionären“ Versuche, gesellschaftliche Veränderungen 
zu erreichen, sind vom „Forschungsverbund SED-Staat an der 
Freien Universität Berlin“ detailliert beschrieben worden. Weil 
das in diesem Buch behandelte Geschehen erst vor diesem Hin-
tergrund wirklich verstanden werden kann, werde ich mich in 
den geschichtlichen Vorbetrachtungen ausführlich auf diese 
Materialien berufen. Man sollte wissen, dass das System DDR 
als Vasallenstaat der Sowjetunion bereits vor Kriegsende geplant 
war und dass die DDR bis zum Zusammenbruch ein solcher Va-
sallenstaat grundsätzlich gewesen ist. 

Schließlich muss das schwierige Verhältnis zwischen der evan-
gelischen Kirche in der DDR und dem Staat als ein bedeutsamer 
Faktor der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen beachtet 
werden. Dieses war nicht unabhängig von den oft drängenden 
Aktionen der auf kirchlichen Schutz bauenden Gruppen, und 
es kulminierte im September 1987 infolge der Görlitzer Bundes-
synode, nicht zuletzt wegen der teils kontrovers geführten Dis-
kussionen um den Synodalantrag „Absage an Praxis und Prinzip 
der Abgrenzung“. Die vielfältigen staatlichen Vorbereitungen auf 
diese Synode durch die Arbeitsgruppe Kirchenfragen beim ZK 
der SED, in der Dienststelle des Staatssekretärs für Kirchenfra-
gen, durch das MfS, in den Bezirken und Kreisen der DDR, bei 
der Ost-CDU sowie in den kirchlichen und publizistischen Ein-
richtungen sind akribisch durch Anke Silomon in „Synode und 
SED-Staat“[3] beschrieben worden, so dass an geeigneter Stelle 
darauf verwiesen werden kann.



2.1 	 Spurensuche nach den Ursachen für das Ende des  
Sozialismus sowjetischer Prägung

Geschichte detailliert nach Ursache und Wirkung bewerten zu 
wollen, ist sicher ein unlösbares Unterfangen. Deshalb konnte 
von den Sozialwissenschaften auch nicht erwartet werden, dass 
sie die komplexen, sich selbst dynamisierenden Gesellschafts-
prozesse des Jahres 1989 konkret hätten vorhersagen können. Es 
verwundert aber, dass nicht einmal seitens der Osteuropa-Ins
titute, die sich mit der Analyse der realsozialistischen Länder 
befassten, diesbezügliche Vermutungen bekannt sind. Selbst Jür-
gen Habermas8 traf mit seinem Begriff der „nachholenden Revo-
lution“ auch im Nachhinein nicht den Kern der Dinge, obwohl 
er als Repräsentant der „Frankfurter Schule“9 gilt, die mit der 
Grundaussage ihrer „Kritischen Theorie“ für sich in Anspruch 
nahm, mit der „Kritik gesellschaftlicher Zusammenhänge“ zu-
gleich auch „die Totalität gesellschaftlicher Verhältnisse und die 
Notwendigkeit ihrer Veränderung begrifflich zu durchdringen“. 
Vom Geschehen überrascht waren sie dann alle. Allein deshalb 

8	 Jürgen Habermas (*18.6.1929), Philosoph, Vertreter der nachfolgenden Genera-
tion der „Kritischen Theorie“.
9	 Eine Gruppe von Wissenschaftlern des 1924 in Frankfurt am Main eröffneten In-
stituts für Sozialforschung, dessen „Kritische Theorie“, von Hegel, Marx und Freud 
ausgehend, die gesellschaftlichen Bedingungen der Theoriebildung untersuchte. 
Vertreter: M. Horkheimer, Th. Adorno, H. Marcuse, J. Habermas u. a. 
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sollte das über die Opposition der DDR so leicht gefällte Urteil 
milder ausfallen, sie sei auf den Niedergang des sowjetischen 
Systems nicht hinreichend vorbereitet gewesen, habe weder 
für den Umbruch noch für ihr politisches Wirken danach de-
taillierte Programme vorweisen können und eigentlich nur eine 
bessere DDR gewollt. Unbestreitbar bleibt, dass sie zur rechten 
Zeit gehandelt hat und unzählig viele Menschen zu revolutio-
närem Tun motivierte. Und das tat sie durchaus bewusst, und 
sie versuchte in ihrer nur kurz bemessenen Aktionszeit, der 
dramatisch sich ändernden politischen Situation entsprechend, 
auch zielorientiert zu handeln. Hier mag daran erinnert sein, 
dass die Französische Revolution seinerzeit ein volles Jahrzehnt 
gebraucht hat, um das epochale Ereignis zu werden, als das sie 
noch heute gefeiert wird.

Jedenfalls war der Verfall des realen Sozialismus erkennbar. 
Das rief in diesen Ländern viele Menschen auf den Plan, die 
nicht nur widersprachen, sondern auf Änderungen der Zustände 
drangen. In der DDR waren es meist kleine kirchliche Gruppen, 
die ihre Gesellschaftskritik zunächst an konkrete Problemfelder 
banden, an den Frieden, die Umwelt oder an die Menschenrech-
te. Selbst das wurde staatlicherseits beargwöhnt, sogar als poli-
tische Einmischung verstanden und zudem vielfältig geahndet. 
Obwohl viele dieser Gruppen, kirchliche wie nichtkirchliche, 
DDR-weit vernetzt waren, sahen sie bis weit in den Spätsom-
mer des Jahres 1989 ihre Aufgabe nicht in einer gemeinsamen, 
auf gesellschaftspolitische Veränderungen zielenden, zentral or-
ganisierten Zusammenarbeit. Dazu fehlte ihnen der politische 
Wille.10 Für die Dynamik der Ereignisse des Herbstes 1989 war 
dieses zurückhaltende Agieren der Gruppen[4] geradezu kontra-
produktiv. Man sollte aber auch die machtpolitischen Konstella-
tionen genauer kennen, die seinerzeit in der kommunistischen 
Welt herrschten, um sachgerecht urteilen zu können. Das vorlie-
gende Buch hat sich das zur Aufgabe gemacht, und dieses 2. Ka-
pitel dient der Vorbereitung. 

Allein schon die Existenz einer politischen Opposition in den 
Ländern des Ostblocks und in der Sowjetunion selbst war sicht-
barer Machtverlust ihrer bis dahin totalitär herrschenden Eliten. 

10	 Ludwig Mehlhorn am 28. Februar 2011: „Sie waren nicht bereit, ihre eigene 
Autonomie aufzugeben.“
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Auch wenn dieser Zustand und ebenso die äußerst desolate Wirt-
schaftslage dieser Länder weder von den Politikern des Westens 
noch von den verschiedenen Experten als systembedrohend ver-
standen wurden, hätte doch die gleichfalls offensichtliche hege-
moniale Schwäche der sich bis dahin so selbstbewusst gebenden 
Weltmacht UdSSR zumindest Fragen nach der Stabilität ihres 
Imperiums aufwerfen müssen. Die Zentrifugalbewegungen im 
sowjetischen Herrschaftsbereich, die durch die Gesellschafts-
veränderungen der achtziger Jahre in Polen und Ungarn bereits 
deutlich sichtbar geworden waren, wiesen jedenfalls auf mögli-
che Veränderungen hin. Die Geschichte hält aber auch Gründe 
bereit, die vermuten lassen, warum das Sowjetsystem so wenig 
überlebensfähig gewesen ist und seine Satelliten sich schließlich 
haben befreien können.

Genaugenommen war die Oktoberrevolution 1917 in Russland 
eine Konterrevolution, mit der die seit der Februarrevolution in 
„Doppelherrschaft“ mit den basisdemokratischen Petrograder 
Arbeiter- und Soldatenräten regierende provisorische Duma-Re-
gierung, die selbst eine Konstitution anstrebte, gewaltsam ver-
trieben wurde. Die Bolschewiki11 hatten damit die in Russland 
gerade erst begonnene liberale Gesellschaftsentwicklung unter-
bunden und diese, ganz in der Tradition des eben erst geschei-
terten Zarismus[5], wiederum durch eine autokratische Ordnung 
ersetzt. Dabei wurde die Herrschaft der Bolschewiki nach dem 
Leninschen Prinzip des „Demokratischen Zentralismus“, dem 
Leninismus,12 organisiert, die bisherige Erbfolge Russlands 

11	 Bolschewiki nannte sich die auf dem Londoner Parteitag 1903 entstandene 
Mehrheits-Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Russlands, die nach 
W. I. Lenins Vorstellungen den Sozialismus als „Diktatur des Proletariats“ mittels 
einer von Berufsrevolutionären straff organisierten „Partei neuen Typs“ durch Re-
volution verwirklichen wollte.
12	 Nach dem von Wladimir Iljitsch Lenin (22.4.1870 – 21.1.1924) 1902 in „Was Tun“ 
entwickelten Führungsprinzip kommunistischer Parteien „Neuen Typs“ wurde das 
Führungspersonal von Partei und Staat zwar von unten nach oben gewählt, des-
sen Auswahl erfolgte jedoch von oben nach unten, und Beschlüsse der höheren 
Organe waren für die unteren bindend. Lenin nannte dieses Führungsprinzip zu-
nächst „bürokratischer Zentralismus“, veredelte es aber bald zum „demokratischen 
Zentralismus“. Josef Wissarionowitsch Stalin (18.12.1878 – 5.3.1953) nannte diesen 
zur Täuschung Marxismus-Leninismus, dessen despotischer, aber immer noch sys-
temimmanenter Gebrauch der Stalinismus war. Lenin regierte Sowjetrussland / die 
Sowjetunion von 1917 bis 1924, Stalin von 1927 bis 1953.
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durch eine Parteihierarchie ersetzt und die persönliche Freiheit 
des Einzelnen nach dem neuen Herrschaftsverständnis noch 
weiter eingeschränkt.

Für die kurze Zeit der Revolution und die Jahre des Bür-
gerkrieges in Russland mag dieses, auf eine kleine Clique zu-
geschnittene, hierarchisch-dirigistische und ganz und gar 
undemokratische Machtprinzip für den Machtgewinn der 
Bolschewiki noch hilfreich gewesen sein. Doch die sowjeti-
sche Gesellschaft hat sich von dieser Erblast nie befreien kön-
nen, auch nicht unter Gorbatschow. Ohne die selbst von Karl 
Marx geforderte freie Entwicklungsmöglichkeit der Person 
fehlte ihr eine der wichtigsten Voraussetzungen, in der sich 
globalisierenden und freier konkurrierenden Welt prosperie-
ren zu können.13 Den sich beschleunigenden technologischen 
Entwicklungen des Westens konnten die Sowjetunion und die 
an sie fest gebundenen Staaten des Ostblocks mit ihren von 
den Parteizentralen administrierten Wirtschaften nicht mehr 
folgen. Man könnte sagen, dass der Untergang des Sowjetim-
periums in der kompromisslos leninistisch organisierten Sow-
jetgesellschaft vorprogrammiert gewesen ist. Lernfähiger in der 
doch vergleichbaren Situation war die Kommunistische Partei 
Chinas, die sich unter Deng Xiaopings14 Führung durch ihren 
wirtschaftlichen Pragmatismus von manchen dieser Fesseln 
hat befreien können, ohne dabei ihre zentralistische Macht 
preisgegeben zu haben.15

Die UdSSR konnte infolge des alliierten Sieges im Zweiten 
Weltkrieg militärisch zwar noch eine imperiale Macht werden, 
doch war es ein Fehler der Stalinschen Politik, den besetzten 
Ländern die bolschewistischen Herrschaftsstrukturen aufzu-
zwingen, ohne den Willen und die nationalen Traditionen der 
betroffenen Völker auch nur in Erwägung zu ziehen. Es handelte 

13	 Auch das nachsowjetische Rußland scheint diesem Schicksal verhaftet zu 
bleiben.
14	 Deng Xiaoping (22.8.1904 – 19.2.1997) führte die Volksrepublik China nach Mao 
Zedongs Tod von 1979 bis 1997.
15	 Erwähnt werden sollte in diesem Zusammenhang, dass selbst die vormalige 
britische Kronkolonie Hongkong nach ihrer Rückgabe 1997 an China eine für die 
chinesische Volksrepublik wirtschaftlich vorteilhafte Sonderverwaltungszone mit 
gewissen autonomen Rechten geblieben ist.
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sich hierbei um eine sowjetische Kolonialisierung unter Mithilfe 
der jeweiligen nationalen kommunistischen Machteliten, die die 
Stalinschen Säuberungen seinerzeit im Moskauer Exil überlebt 
hatten. Für die Aufgaben, die sie in ihren Ländern zu spielen 
hatten, waren sie von der Stalinschen Administration im Vorfeld 
genauestens vorbereitet worden.[6]

Von der Bevölkerung der besetzten Länder war natürlich 
Widerstand gegen diese Okkupationspolitik zu erwarten; und 
der kommunistische Machtanspruch konnte in der Folgezeit 
auch nur gesichert werden, indem die Volksaufstände vom 
17. Juni 1953 in der DDR, vom Juni 1956 im polnischen Poznan /
Posen und Oktober 1956 in Ungarn sowie der „Prager Frühling“ 
1968 rigoros niedergeschlagen wurden. In diesem Zusammen-
hang darf auch der Bau der Berliner Mauer am 13. August 1961 
nicht ungenannt bleiben. Dieses gewaltsame Geschehen blieb 
den betroffenen Menschen im Gedächtnis haften, und es diszi
plinierte sie. Aber ihre Hoffnung auf Liberalisierung ihres Lan-
des und ihre Sehnsucht auf eine Rückkehr nach Europa starben 
nie, auch wenn eine sichtbar agierende Opposition in diesen 
Ländern, mit der Ausnahme Polens, lange Zeit nur eine gesell-
schaftliche Randerscheinung blieb.

Der Westen hat selbst diese kleine Opposition, die als Stachel 
im Fleisch der kommunistischen Länder zwar sehr willkom-
men war, nicht selten als einen störenden Faktor für die eigene 
Politik empfunden.16 Hatte er doch in der von den Warschau-
er-Pakt-Staaten angestoßenen Entspannungspolitik der siebzi-
ger Jahre ganz auf den, auch für ihn vorteilhaften, Status quo 
gesetzt und der Sowjetunion vorbehaltlos all ihre territorialen 
Herrschaftsansprüche in den ost-mitteleuropäischen Ländern 
zugebilligt. Nach den Befindlichkeiten der betroffenen Völker 
ist dabei erst gar nicht gefragt worden. Aber gerade diese Art 
Appeasementpolitik, die zugleich von der größten und den Frie-
den gefährdenden Aufrüstung aller Zeiten konterkariert wurde, 
konnte von jener Opposition nicht akzeptiert werden. Frie-
densverantwortung wurde zur brennenden gesellschaftlichen 
Frage, in Ost wie in West, obwohl sie sich hier und dort sehr 

16	 Die SPD mied die Opposition in Ost-Mitteleuropa nicht nur unter Bundeskanzler 
Willy Brandt (8.12.1913 – 8.10.1992). Sie betrieb seit ihrem Regierungsverlust eine 
Nebenaußenpolitik mit der SED. 
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unterschiedlich zeigte. Und aus den in der realsozialistischen 
Wirklichkeit nicht austragbaren Widersprüchen erwuchsen die 
für den außenstehenden Betrachter so schwer einschätzbaren 
Konflikte in diesen Gesellschaften, die sich von Land zu Land 
auch noch unterschieden. Dieser Zustand, wie auch die stets 
schwierige Wirtschaftslage, wurde von den Menschen dort als 
zukunftsbedrohend empfunden. Hoffnung auf Besserung im be-
stehenden Gesellschaftssystem gab es in keinem der Länder des 
Ostblocks. Und dessen waren sich ihre Parteiführungen auch 
bewusst.

Der Unabhängigkeitsdrang von sowjetischer Bevormundung 
war besonders ausgeprägt in Polen, wo er erkennbar nationa-
le Züge trug. Dort beteiligte sich die Bevölkerung auch nach 
dem blutig niedergeschlagenen Posener Aufstand von 1956 an 
Demonstrationen und Streiks. Im März  1968 demonstrierten 
Studenten vielerorts gegen den staatlich praktizierten Antizio-
nismus, gegen die Zensur und für Bürgerrechte im Lande. Im 
Dezember  1970 streikten die Werftarbeiter, 1976 gab es Unru-
hen in Radon und anderen Orten gegen Preiserhöhungen, und 
die ganz Polen erfassende Solidarność-Bewegung vom August 
1980 konnte sogar erst im Dezember 1981 durch das Kriegsrecht 
eingedämmt werden.[7] In dieser großen Zeit der Solidarność war 
der kommunistischen Regierung sogar ein Denkmal für die Op-
fer des Posener Aufstands von 1956 sowie der späteren Aufstände 
abgerungen worden, das 1981 in der Nähe des Residenzschlos-
ses der Stadt errichtet worden war. Es ist dort bemerkenswer-
terweise und wohl nicht ganz zufällig auch nach dieser Zeit 
stehengeblieben.

Die Sowjetunion, die sich seit 1979 in dem für sie verheeren-
den Afghanistan-Krieg befand, befürchtete eine Destabilisie-
rung Polens. Deshalb verlangte Breshnew17 auf dem Moskauer 
Treffen der Generalsekretäre der Ostblockstaaten am 5. Dezem-
ber  1980 von den polnischen Genossen, selbst eine „Wende“ 
gegen die Konterrevolution in ihrem Lande zu entfalten.[8] 
Er wagte es schon nicht mehr, nach der nach ihm benannten 

17	 Leonid Iljitsch Breshnew (1.1.1907 – 10.11.1982), 1964–1982 Parteichef der KPdSU. 
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Breshnew-Doktrin18 zu handeln, wie Honecker19 das dort gefor-
dert hatte:[9]

„Wenn die Arbeiter- und Bauernmacht [...] vor konterrevolutionären Kräf-
ten geschützt werden muß, die entschlossen sind, aufs Ganze zu gehen, 
dann bleibt keine andere Wahl als der Einsatz der Machtorgane des Ar-
beiter- und Bauern-Staates. Das sind unsere Erfahrungen aus dem Jah-
re 1953. Das zeigen die Ereignisse von 1956 in Ungarn [...] und von 1968 
in der ČSSR.“

In seinem Redeentwurf leistete Honecker gar einen Offenba-
rungseid:

„Blutvergießen ist für uns nicht das erste, sondern das letzte Mittel“.

Zynischer konnte die realsozialistische Lebenswirklichkeit gar 
nicht beschrieben werden, aber auch nicht kompetenter. Hone-
cker hielt diese „Wende“ in Polen kaum mehr für möglich. Er sah 
die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei (PVAP) bereits im „Wür-
gegriff der Konterrevolution“,[10] denn ihr Statut ließ horizontale 
Strukturen zu,20 also die Verletzung der Leninschen Normen des 
Demokratischen Zentralismus und damit die Gefährdung der 
führenden Rolle der Partei. Das war für Honecker ein Sakrileg, 
und er warnte Breshnew am 3.  August  1981 bei einer Bespre-
chung auf der Krim:[11]

„Wir dürfen die Möglichkeit, daß die polnische Krankheit sich ausbreitet, 
nicht unterschätzen.“

18	 „Die Souveränität der einzelnen Staaten findet ihre Grenze an den Interessen 
der sozialistischen Gemeinschaft“, hieß es am 13.11.1968 in der Prawda, den Ein-
marsch des Warschauer Pakts 1968 in die ČSSR und später den Krieg in Afghanistan 
rechtfertigend. – Die Doktrin ist vergleichbar mit der Heiligen Allianz Zar Alexan-
ders I., die dem Schutz europäischer Monarchien vor liberalen Bestrebungen galt.
19	 Erich Honecker (25.8.1912 – 29.5.1994), seit 1930 KPD, maßgeblicher Organi-
sator des Baus der Berliner Mauer, mitverantwortlich für den Schießbefehl, in den 
70er und 80er Jahren Generalsekretär des ZK der SED, Staatsratsvorsitzender der 
DDR und Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates.
20	 Offene Proteste hatten die PVAP 1976/77 gehindert, ihre Führungsrolle in der 
Verfassung festzuschreiben.


